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Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Modernisierung und Entbürokratisierung des Fernunterrichts 

Fernunterrichtsschutzgesetz - FernUSG 
 

Didacta Verband e. V. 

Der Didacta Verband e. V. dankt als Vertreter der Unternehmen der Bildungswirt-
schaft für die Gelegenheit, zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Moderni-
sierung und Entbürokratisierung des Fernunterrichts in der Fassung vom 17. Au-
gust 2026 Stellung zu nehmen. 

1. Einordnung und grundsätzliche Bewertung 

Der Didacta Verband unterstützt ausdrücklich die im Referentenentwurf vorgese-
hene Aufhebung des Fernunterrichtsschutzgesetzes (FernUSG) und des darin 
verankerten Anzeige- und Zulassungsverfahrens. Die Gleichbehandlung analo-
ger und digitaler Weiterbildungsformate schafft zeitgemäße Rahmenbedingun-
gen, fördert Innovationen in der Weiterbildung und leistet einen wirksamen Bei-
trag zum Bürokratieabbau. 
 

Dabei beschränken sich die Auswirkungen einer Aufhebung des FernUSG nicht 
auf nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz förderfähige berufliche 
Fortbildungen. Betroffen sind auch Fernlehrgänge des Zweiten Bildungswegs, An-
gebote der Grundbildung sowie Lehrgänge zur Vorbereitung auf öffentlich-recht-
liche und staatlich anerkannte Prüfungen. Diese Bildungsangebote eröffnen ins-
besondere berufstätigen Erwachsenen, Menschen mit Betreuungspflichten und 
Lernenden in ländlichen Regionen einen flexiblen Zugang zu Bildung und Qualifi-
zierung. 
 

Der Didacta Verband hebt insbesondere folgende Aspekte des Referentenent-
wurfs positiv hervor: 
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Innovation in der Weiterbildung: Das seit Jahrzehnten nahezu unveränderte 
Fernunterrichtsschutzgesetz passt kaum noch zu modernen Weiterbildungs-
formaten und digitalen, hybriden oder KI-gestützten Lernformen. Diese 
braucht es jedoch ohne zusätzliche zeitaufwändige und regulatorische Hür-
den, um Weiterbildungsbedarfe in unterschiedlichen Lebenssituationen der 
Menschen decken zu können. Die Wahl des Formats sollte stets didaktischen 
Anforderungen und dem angestrebten Lernerfolg dienen, nicht einer längst 
veralteten Regulatorik. 
 

Rechtssicherheit für digitale Weiterbildungsangebote: Mit der Aufhebung des 
FernUSG endet die derzeitige Rechtsunsicherheit und damit verbundene fi-
nanzielle Risiken vieler Anbieter bezüglich der Zulassungspflicht für Anbieter 
digitaler Weiterbildungsdienstleistungen. Damit entfällt ein Prüfverfahren, das 
einen Teil der Bildungsanbieter einseitig belastet und zahlreiche rechtliche 
Auslegungsfragen offenlässt. 

 

Bürokratieabbau: Die Aufhebung eines aufwendigen, langwierigen und nicht 
mehr zeitgemäßen Zulassungsverfahrens ist ein wichtiger Schritt zur Entbüro-
kratisierung. Sie entlastet die Bildungswirtschaft, beschleunigt Verwaltungs-
prozesse und unterstützt die weitere Etablierung digitaler Angebote.   

 

Fairer Wettbewerb im internationalen Markt: Mit dem Fernunterrichtsschutzge-
setz hat Deutschland im internationalen Umfeld einen Sonderweg beschritten. 
Seine Aufhebung beseitigt strukturelle Wettbewerbsnachteile für inländische 
Anbieter digitaler Weiterbildungsangebote auf einem zunehmend internatio-
nalisierten Markt. 
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2. Forderungen des Didacta Verbands 

2.1 Gesetzliche Anpassungen im Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz 

Trotz der positiven Grundausrichtung des Referentenentwurfs sieht der Didacta 
Verband bei den vorgesehenen Anpassungen des Aufstiegsfortbildungsförde-
rungsgesetzes (AFBG) weiteren Änderungsbedarf. Es ist grundsätzlich nachvoll-
ziehbar, im Zuge der Aufhebung des FernUSG ersatzweise Kriterien für die Förder-
fähigkeit beruflicher Fortbildungsangebote, die bisher nach dem FernUSG regu-
liert waren, im AFBG zu verankern. Die nun geplante Reform sollte jedoch nicht 
angesichts der technologischen Entwicklung bereits veraltete Vorbehalte in ein 
anderes Gesetz verlagern, sondern bisherige Vorgaben konsequent modernisie-
ren. Für digitale und hybride Fortbildungsmaßnahmen sollten keine strengeren 
Anforderungen gelten, die nicht in vergleichbarer Weise auch an physische Prä-
senzfortbildungen angelegt werden. Der Didacta Verband fordert daher insbe-
sondere: 

2.1.1 Abschaffung physischer Präsenzpflichten bei mediengestützter Fortbil-
dung: Gemäß § 4 Absatz 1 ist eine Maßnahme nur dann förderfähig, wenn sie 
maximal zur Hälfte ihrer Dauer unter Einsatz mediengestützter Kommunikation 
durchgeführt und durch Präsenzunterricht ergänzt wird. Maßgeblich für das 
richtige Verhältnis von mediengestützter Kommunikation und Präsenzunter-
richt sollten jedoch die didaktischen Anforderungen zur Erreichung des jeweili-
gen Lernziels sein, nicht pauschale gesetzliche Vorgaben. Denn das Format 
des Präsenzunterrichts ist weder ein allgemeingültiges Qualitätsmerkmal 
noch eine zwingende Voraussetzung zur Sicherstellung, dass Teilnehmende 
tatsächlich die erwartete Lernzeit in ihre Fortbildung investieren. Physische 
Präsenz ist kein bildungspolitischer Selbstzweck. Die hier vorgesehenen Krite-
rien schränken förderfähige Angebote ein, ohne dass dies zur Erreichung der 
Ziele des AFBG erforderlich wäre. 
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 Zudem entsteht im Zusammenspiel der neuen §§ 4 und 4a möglicherweise 
eine sachlich nicht nachvollziehbare Förderlücke für durch virtuellen Präsen-
zunterricht ergänzte mediengestützte Maßnahmen. Die Teilzeitförderung 
nach § 4a schließt virtuelle Präsenzlehrveranstaltungen explizit aus. Zwar um-
fasst der unveränderte § 2 AFBG Absatz 4 auch virtuellen Präsenzunterricht, 
gilt jedoch nicht für mediengestützte Maßnahmen. Die Vollzeitförderung me-
diengestützter Maßnahmen nach § 4 wiederum schließt virtuellen Präsenzun-
terricht nicht explizit ein und formuliert sogar einen erkennbaren Gegensatz 
zwischen Präsenzunterricht und mediengestützter Kommunikation. Mindes-
tens zur Vermeidung von Auslegungsschwierigkeiten wird eine Klarstellung 
dringend empfohlen. 
 

 Der Didacta Verband schlägt daher vor: 
 

a) Die Streichung der vorgeschriebenen Präsenzunterrichtquote durch Umfor-
mulierung des neuen § 4 Absatz 1 AFBG wie folgt: 

„Eine Maßnahme, die unter Einsatz mediengestützter Kommunikation durchge-
führt wird, ist förderfähig, wenn die aktive Teilnahme systematisch erfasst und 
regelmäßige Leistungskontrollen durchgeführt werden.“  

 

b) Hilfsweise sollte der zulässige Anteil mediengestützter Kommunikation 
deutlich angehoben werden. Für diesen Fall wird folgende Fassung des 
neuen § 4 Absatz 1 AFBG vorgeschlagen: 

„Eine Maßnahme, die bis zu 80 Prozent ihrer Dauer unter Einsatz mediengestütz-
ter Kommunikation durchgeführt wird, ist förderfähig, wenn ...“ 
 

c) Sofern weiterhin am Kriterium der Präsenzpflicht festgehalten wird, sollte 
dieser zumindest virtuellen Präsenzunterricht explizit einschließen. Für die-
sen Fall wird folgende Fassung des neuen § 4 Absatz 1 AFBG vorgeschlagen: 

„… förderfähig, wenn sie durch Präsenzunterricht in physischer oder virtueller 
Form ergänzt wird und …“ 
 

d) Zudem wird folgende Fassung des neuen § 4a Satz 1 AFBG vorgeschlagen: 
„…, ohne dass es sich um eine nach § 2 Absatz 3 i. V. m. Absatz 4 förderfähige 
virtuelle Präsenzlehrveranstaltung oder um eine mediengestützte Maßnahme 
im Sinne des § 4 handelt, …“ 
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2.1.2 Öffnung der Lernprozesssteuerung und Lernfortschrittskontrolle für inno-
vative Lösungen: Gemäß § 4 Absatz 2 und § 4a Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b 
AFBG muss der Lernfortschritt bei mediengestützten Weiterbildungsmaßnah-
men regelmäßig durch eine Lehrkraft kontrolliert werden. Ob dafür tatsächlich 
eine persönlich kontrollierende Lehrkraft erforderlich ist oder nicht vielmehr 
eine technische, beispielsweise KI-gestützte Anwendung eingesetzt werden 
kann, sollte sich nach Art und Ziel der jeweiligen Leistungskontrolle richten. Die 
pauschale Vorgabe einer manuellen Kontrolle durch eine Lehrkraft schränkt 
die Entwicklung innovativer Lern- und Prüfungsformate unnötig ein, ohne 
zwingend einen Beitrag zur Qualitätssteigerung zu leisten. 

 

Auch die aktive Steuerung des Lernprozesses kann künftig durch technologi-
sche Lösungen übernommen werden, sofern das dahinterliegende Konzept 
auf einer qualitativ hochwertigen pädagogisch-didaktischen Grundlage ba-
siert und eine systematische Qualitätskontrolle durch eine Lehrkraft sicherge-
stellt ist.  

  

 Der Didacta Verband empfiehlt daher, die entsprechenden Formulierungen zu 
streichen und 
 

a) § 4 Absatz 2 AFBG wie folgt zu fassen: 
„Zu mediengestützter Kommunikation zählen Unterrichtsformen, die auf einer 
Online-Lernplattform durchgeführt werden und bei denen der Lernprozess aktiv 
von der Lehrkraft oder systematisch auf Basis eines von ihr geprüften Prozesses 
gesteuert und der Lernfortschritt regelmäßig kontrolliert wird.“ 
 

b) und § 4a Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b wie folgt zu fassen:  
„in jedem Monat, in dem die Teilzeit-Fortbildungsdichte nicht durch Unterricht im 
Sinne des § 2 Absatz 4 Satz 2 erreicht wird, eine Leistungskontrolle durchzuführen 
ist und“ 
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2.2 Weitere Forderungen zur Umsetzung des AFBG 

2.2.1 Qualitätssicherung: Die Sicherstellung und Vergleichbarkeit der Qualität von 
Weiterbildungsangeboten ist ein wichtiges Anliegen, das der Didacta Verband 
ausdrücklich teilt. Die allgemeinen Verbraucherschutzregelungen, insbeson-
dere zu Fernabsatzverträgen, Widerrufsrechten, Informationspflichten und der 
Kontrolle Allgemeiner Geschäftsbedingungen, gelten uneingeschränkt fort. Ein 
darüber hinausreichender, funktionierender Wettbewerb um beste Qualität 
fußt nicht auf aufwändigen staatlichen Zulassungsverfahren, sondern auf ei-
ner transparenten Kommunikation von Kosten, Dauer, Betreuungsumfang, 
Lernzielen und Abschlussart, auf einem Zugang zu unabhängiger Beratung 
und auf informierten Entscheidungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. 
Die Bildungswirtschaft kann hierzu einen Beitrag leisten. Für diesbezügliche 
Gespräche steht der Didacta Verband gerne zur Verfügung. 

2.2.2 Bündelung der AFBG-Zuständigkeiten bundesweiter Angebote: Mit dem 
Wegfall der im FernUSG verankerten Zulassungspflicht und des bisherigen 
Verweises des AFBG auf das FernUSG besteht das Risiko einer bundesweit un-
einheitlichen Auslegung durch die für das AFBG zuständigen Behörden. So 
könnte dieselbe, bundesweit angebotene mediengestützte Fortbildungsmaß-
nahme in manchen Orten förderfähig sein und woanders nicht. Der Didacta 
Verband empfiehlt Bund und Ländern, analog zu beispielsweise bei der Aner-
kennung im Ausland erworbener Berufsabschlüsse etablierten Prozessen ent-
sprechende Zuständigkeiten bundesweit zu bündeln oder zumindest zentrale 
Empfehlungen zu koordinieren. Die Wahl einer solchen bundesweit zuständi-
gen oder mindestens empfehlenden Behörde könnte sich beispielsweise nach 
dem Sitz des jeweiligen Fortbildungsanbieters oder nach thematischen Clus-
tern richten. 
 

2.2.3 Finanzielle Gleichbehandlung: Abschlussorientierte Weiterbildungskurse 
sollten auch nach dem Wegfall des FernUSG umsatzsteuerrechtlich bundes-
weit einheitlich behandelt werden. Um dies sicherzustellen, empfiehlt der Di-
dacta Verband eine frühzeitige Koordinierung der zuständigen Behörden der 
Länder. 
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3. Fazit 

Der Didacta Verband unterstützt die grundlegende Zielsetzung des Referenten-
entwurfs ausdrücklich. Die Aufhebung des Fernunterrichtsschutzgesetzes und der 
damit verbundenen der Anzeige- und Zulassungspflichten schafft die notwendi-
gen Voraussetzungen für die Weiterentwicklung innovativer digitaler Weiterbil-
dungsformate, die aktuelle inhaltliche und strukturelle Bedarfe abbilden. Zugleich 
stärkt sie den fairen Wettbewerb zwischen Anbietern analoger und digitaler For-
mate sowie im internationalen Markt. Damit leistet der Gesetzentwurf einen wich-
tigen Beitrag zu einem leistungsfähigen Weiterbildungssystem und zur Stärkung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland. 

 

Über den Didacta Verband e. V. 

Als Verband der Bildungswirtschaft vertritt der Didacta Verband e. V. die Interes-
sen von rund 240 Unternehmen und Organisationen im In- und Ausland und 
macht sich für den Einsatz qualitativ hochwertiger Lehr- und Lernmittel und eine 
bedarfsgerechte Einrichtung und Ausstattung aller Lernorte stark. Als ideeller Trä-
ger steht der Didacta Verband hinter der weltweit größten Fachmesse für Bil-
dung: der didacta - die Bildungsmesse.  

Darmstadt, 10. September 2026 
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